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Newsletter März 2012 
 
nachfolgend möchten wir Sie mit den für Sie relevanten steuerlichen Änderungen der vergangenen Monate vertraut machen. 
 
Sie erhalten Informationen zu folgenden Themen: 
 
 Termine März 2012 
 Auffälligkeiten beim „Chi-Quadrat-Test“ sind allein kein Grund, die Buchführung zu beanstanden 
 Aufwendungen für eine heilklimatische Kur bei einem Kind als außergewöhnliche Belastung 

 
 Fahrtkosten im Zusammenhang mit einer therapeutischen Behandlung als außergewöhnliche Belastung 
 Gartenarbeiten sind berücksichtigungsfähige Handwerkerleistungen 
 Investitionsabzugsbetrag: An den Nachweis der Investitionsabsicht für eine Photovoltaikanlage sind keine übermäßig strengen Anforderungen zu stellen 
 Keine Anerkennung eines häuslichen Arbeitszimmers bei Nutzungsmöglichkeit des Büroarbeitsplatzes 
 Innergemeinschaftliche Lieferungen ab 1.1.2012 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 
 
Kreissparkasse Groß-Gerau  BLZ  508 525 53 Kto.-Nr. 130 349 21 
Sparkasse Worms   BLZ  553 500 10 Kto.-Nr. 415 713 8 
Raiffeisenbank Ried eG  BLZ  509 612 06 Kto.-Nr. 143 359 
Volksbank Groß-Gerau  BLZ  508 925 00      Kto.-Nr. 712 60305 

  

Termine März 2012 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

 
Datum: 05.03.2012 

 
 

Bürstadt                                           Stockstadt

Büro Bürstadt: 
Martinstr. 16 
68642 Bürstadt 
Telefon 06206/6482 und 963107 
Fax 06206/75620 
 
Büro Stockstadt: 
Bahnstr. 5 
64589 Stockstadt 
Telefon 06158/985920 Fax 06158/985921 
Ust-Id-Nr. DE193931274 
 
www.Steuerbuero-Noll.de 
Steuerbuero.Noll@t-online.de 
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Umsatzsteuer4 12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 
Sozialversicherung5 28.3.2012 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag 

des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 
Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 26.3.2012) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Auffälligkeiten beim „Chi-Quadrat-Test“ sind allein kein Grund, die 
Buchführung zu beanstanden 

Seit einigen Jahren bedienen sich die Finanzbehörden digitaler Methoden bei der Außenprüfung von 
Unternehmen, die überwiegend Bareinnahmen haben. Der „Chi-Quadrat-Test“ ist eine solche 
Methode zum Aufspüren falscher Zahlen in der Buchführung. Hintergrund für dieses Verfahren: 
Kann die Buchführung beanstandet werden, darf der Prüfer unter bestimmten Voraussetzungen 
Hinzuschätzungen vornehmen. Der „Chi-Quadrat-Test“ basiert auf dem Gedanken, dass jeder 
Mensch - bewusst oder unbewusst - eine oder mehrere Lieblingsziffern hat, die er in 
Zusammenhang mit frei erfundenen Zahlen (z. B. Tageseinnahmen) entsprechend häufiger 
verwendet. Gleichzeitig wird er nach denselben Grundsätzen auch eine gewisse Abneigung gegen 
eine oder mehrere Ziffern haben. Eine signifikante Abweichung bei diesem Test gilt zwar als 
„starkes Indiz für Manipulationen“ der Kassenaufzeichnungen, reicht aber allein nicht aus, um die 
Richtigkeitsvermutung einer formell ordnungsgemäßen Buchführung zu widerlegen. Es bedarf der 
Absicherung durch weitere Erkenntnismittel (z. B. einer Geldverkehrs- oder 
Vermögenszuwachsrechnung). 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass keine Zuschätzungen vorgenommen 
werden dürfen, wenn das häufige Auftreten bestimmter Zahlen sich zwangsläufig aus der 
Preisgestaltung des Unternehmers ergibt, wie z. B. bei einem Friseursalon. Ferner müsse das 
Finanzamt den Nachweis erbringen, dass das Kassenprogramm Manipulationen ermögliche. Es sei 
nicht Aufgabe des Unternehmers, darzulegen und zu dokumentieren, dass das eingesetzte 
Kassenprogramm Änderungen nicht zulasse. 

Aufwendungen für eine heilklimatische Kur bei einem Kind als 
außergewöhnliche Belastung 

Krankheitskosten sind ohne Rücksicht auf die Art und die Ursache der Erkrankung stets als 
zwangsläufig anzusehen. Diese Zwangsläufigkeit wird auch dann angenommen, wenn 
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Aufwendungen für die Heilung oder Linderung einer Krankheit anfallen, unter der ein 
unterhaltsberechtigtes minderjähriges Kind leidet. 
Aufwendungen für eine Kinderkur stellen eine außergewöhnliche Belastung dar, wenn die Kur 
aufgrund der Erkrankung des Kindes medizinisch notwendig ist. Kann eine solche Kurbehandlung 
nicht wie allgemein üblich durch Unterbringung in einem Kinderheim durchgeführt werden, sind 
auch die Kosten für eine Begleitperson mit zu berücksichtigen. 
Mit dem Steuervereinfachungsgesetz 2011 hat der Gesetzgeber verschärfte Nachweisanforderungen 
für den Abzug von Krankheitskosten eingeführt. Diese Regelung soll rückwirkend für alle noch nicht 
bestandskräftigen Fälle gelten. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

Fahrtkosten im Zusammenhang mit einer therapeutischen 
Behandlung als außergewöhnliche Belastung 

Besucht ein Patient im Rahmen einer therapeutischen Behandlung nahe Angehörige, können 
Aufwendungen für diese Fahrtkosten als außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen sein. 
Voraussetzung ist, dass diese Besuche medizinisch notwendig sind. Der folgende vom 
Bundesfinanzhof entschiedene Fall macht dies deutlich: 
Eine in verhaltenstherapeutischer Behandlung befindliche Patientin war in ihrer Kindheit sexuell 
missbraucht worden. Im Rahmen der langwierigen Behandlung fuhr sie mehrfach zu ihrem weit 
entfernt wohnenden, lebensbedrohlich erkrankten Vater. Die Fahrten sollten allein dem Zweck 
dienen, die Erlebnisse aus der Kindheit gemeinsam mit dem Vater aufzuarbeiten. Der behandelnde 
Arzt hatte die Notwendigkeit bescheinigt. Die durchgeführten Fahrten beliefen sich auf etwa 
25.000 km. Das Finanzamt lehnte die Berücksichtigung dieser Fahrten ab, weil die medizinische 
Notwendigkeit nicht durch ein zuvor erstelltes amtsärztliches Attest nachgewiesen werden konnte. 
Unter Hinweis auf die geänderte Rechtsprechung stellte das Gericht zunächst fest, dass ein amts- 
oder vertrauensärztliches Attest nicht mehr zwingend erforderlich ist. Zudem wurde weitergehend 
die Notwendigkeit der geltend gemachten Fahrtkosten bestätigt. Nicht nur das medizinisch 
Notwendige im Sinne einer Mindestversorgung führt zu abzugsfähigen Kosten, sondern vielmehr 
jedes diagnostische oder therapeutische Verfahren, dessen Anwendung in einem Erkrankungsfall 
hinreichend notwendig erscheint. 
Mit dem Steuervereinfachungsgesetz 2011 hat der Gesetzgeber verschärfte Nachweisanforderungen 
für den Abzug von Krankheitskosten eingeführt. Diese Regelung soll rückwirkend für alle noch nicht 
bestandskräftigen Fälle gelten. 

 

Gartenarbeiten sind berücksichtigungsfähige 
Handwerkerleistungen 

Die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen kommt auch für Erd- und Pflanzarbeiten im Garten 
eines selbst bewohnten Eigenheims in Betracht. Dabei ist es nicht entscheidend, ob der Garten neu 
angelegt oder ein naturbelassener Garten umgestaltet wird. 
Grundsätzlich gilt, dass Handwerkerleistungen im Haushalt nur dann begünstigt sind, wenn sie nicht 
zu einem Neubau führen. Maßnahmen für einen Garten, also an Grund und Boden, fallen nicht unter 
den Begriff „Neubau“. Grund und Boden ist stets vorhanden, durch Arbeiten daran wird nichts 
Neues geschaffen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Investitionsabzugsbetrag: An den Nachweis der 
Investitionsabsicht für eine Photovoltaikanlage sind keine 

übermäßig strengen Anforderungen zu stellen 
Unter bestimmten Voraussetzungen können Gewerbetreibende, selbstständig Tätige und Land- und 
Forstwirte für die künftige Anschaffung oder Herstellung eines abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsguts des Anlagevermögens bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten gewinnmindernd (außerhalb der Bilanz) als sog. Investitionsabzugsbetrag 
abziehen. Es ist im Gesetz ausdrücklich geregelt, dass eine Investitionsabsicht vorliegen muss und 
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dass das begünstigte Wirtschaftsgut innerhalb der Investitionsfrist von drei Jahren nach Bildung 
anzuschaffen oder herzustellen ist. Das Wirtschaftsgut ist seiner Funktion nach zu benennen, die 
voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind anzugeben. 
Auch bei einem noch zu eröffnenden Betrieb - im Urteilsfall einer Photovoltaikanlage - fordert das 
Finanzgericht Nürnberg als Nachweis für die Investitionsabsicht nicht zwingend die verbindliche 
Bestellung des Wirtschaftsguts. Die Vorlage des Kostenvoranschlags des Herstellers der Anlage und 
der Nachweis der umfassenden Beratung und der Teilnahme an Informationsveranstaltungen 
reichte dem Finanzgericht als Nachweis der Investitionsabsicht aus. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Keine Anerkennung eines häuslichen Arbeitszimmers bei 
Nutzungsmöglichkeit des Büroarbeitsplatzes 

Einem Arbeitnehmer stand für betrieblich unterstützte Fortbildungsmaßnahmen ein Büroarbeitsplatz 
zur Verfügung. Seinen arbeitgeberseitig geförderten Sprachkurs absolvierte er allerdings von 
seinem häuslichen Arbeitszimmer aus. Er machte die Aufwendungen für die Nutzung des 
Arbeitszimmers als Werbungskosten geltend. Zur Begründung führte er an, dass ihm die 
Installation der erforderlichen Software auf seinem dienstlichen PC nicht gestattet sei. Trotzdem 
wurde der Werbungskostenabzug nicht anerkannt. Dazu führte der angerufene Bundesfinanzhof 
aus: 
Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer sind nur anzuerkennen, wenn zur Ausübung der 
beruflichen Tätigkeiten kein betrieblicher Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Es genügt nicht, dass 
nach Feierabend oder am Wochenende im häuslichen Arbeitszimmer Arbeiten ausgeführt werden, 
die grundsätzlich am betrieblichen Arbeitsplatz erledigt werden könnten. Unbeachtlich ist in diesem 
Zusammenhang, dass der betriebliche Arbeitsplatz nicht alle technischen Voraussetzungen bietet, 
um die Arbeiten in der erforderlichen Art und Weise ausführen zu können. 
Unter Beachtung dieser grundlegenden Ausführungen stand dem Arbeitnehmer sein betrieblicher 
Arbeitsplatz für die berufsbedingte Fortbildung grundsätzlich zur Verfügung. Dass der Arbeitsplatz 
nicht für einen interaktiven Computersprachkurs aufgerüstet und genutzt werden durfte, wird als 
persönlicher Beweggrund angesehen. 
Hinweis: Zu den nicht anerkannten Kosten gehören ausschließlich die Aufwendungen für das 
Arbeitszimmer selbst und seine Ausstattung. Berücksichtigungsfähig sind aber die Kosten für 
notwendige Arbeitsmittel, z. B. die AfA für den Computer. 

Innergemeinschaftliche Lieferungen ab 1.1.2012 
Innergemeinschaftliche Warenlieferungen sind umsatzsteuerfrei, wenn alle Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind. Unternehmer müssen die Voraussetzungen u. a. durch sog. Buch- und Belegnachweise 
erbringen. Die Bundesregierung hat grundlegende Änderungen beschlossen, die mit Wirkung zum 
1.1.2012 in Kraft getreten sind. 

Änderungen und Folgen des § 17a UStDV 
Für Beförderungs- und Versendungsfälle werden identische Belegnachweise geschaffen. Für den 
Belegnachweis soll es nicht mehr darauf ankommen, wie die Ware transportiert wird. Der 
Belegnachweis soll lediglich aus zwei Dokumenten bestehen: dem Doppel der Rechnung und einer 
sog. Gelangensbestätigung, d. h. einer Bestätigung des Abnehmers, dass der gelieferte Gegenstand 
in den Bestimmungsmitgliedstaat gelangt ist. 
Nach der Rechtsprechung des EuGH sind Buch- und Belegnachweise keine materiell-rechtliche 
Voraussetzung für die Steuerbefreiung. Die Verordnung sieht die Gelangensbestätigung als einzigen 
Belegnachweis vor. Im Fall der Beförderung des Gegenstands durch den Abnehmer (Abholfall) muss 
dabei die Gelangensbestätigung z. B. eine Angabe über Ort und Tag des Endes der Beförderung des 
Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet enthalten. Der Abnehmer kann also erst dann eine 
Gelangensbestätigung ausstellen, wenn der Gegenstand im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
angekommen ist. Im Zeitpunkt der Lieferung liegt aber noch kein Nachweis vor. Der deutsche 
Lieferant muss daher sicherstellen, dass er später in den Besitz der Gelangensbestätigung kommt. 
Ohne eine entsprechende Bestätigung ist der Belegnachweis nicht erbracht. Im Zeitpunkt der 
Lieferung weiß der Unternehmer also noch nicht, ob er die Voraussetzungen der Steuerbefreiung 
nachweisen kann. Falls ein Unternehmer sich auf Gutglaubensschutz berufen will, muss er über eine 
formell ordnungsgemäße Gelangensbestätigung verfügen. 
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Inhalt der Gelangensbestätigung 
Bei der Beförderung des Gegenstands durch den Abnehmer hat die Gelangensbestätigung einen 
anderen Inhalt als in den anderen Beförderungs- und Versendungsfällen. 
Im Fall der Beförderung durch den Abnehmer (sog. Abholfall) muss die Bestätigung folgenden 
Inhalt haben: 
 Name und Anschrift des Abnehmers, 
 Menge und handelsübliche Bezeichnung der Gegenstände der Lieferung einschließlich der 

Fahrzeug-Identifikationsnummer bei Fahrzeugen im Sinne des Umsatzsteuergesetzes, 
 Ort und Tag des Endes der Beförderung des Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet, 
 Ausstellungsdatum der Bestätigung, 
 Unterschrift des Abnehmers. 
In anderen Fällen, in denen eine Beförderung oder Versendung durch den Unternehmer oder eine 
Versendung durch den Abnehmer erfolgt, tritt an die Stelle des Orts und des Tags des Endes der 
Beförderung der Ort und Tag des Erhalts des Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet. 
In Versendungsfällen reicht es aus, wenn sich die Gelangensbestätigung bei dem mit der 
Beförderung Beauftragten selbstständigen Dritten befindet (z. B. Transportunternehmen) und auf 
Anforderung der Finanzverwaltung innerhalb einer bestimmten Frist vorgelegt werden kann. In 
diesem Fall muss der Unternehmer eine schriftliche Versicherung des mit der Beförderung 
beauftragten selbstständigen Dritten besitzen, dass dieser über eine Gelangensbestätigung verfügt. 

Folgen einer fehlenden Gelangensbestätigung 
Kann der liefernde Unternehmer keine Gelangensbestätigung vorlegen, kann die Steuerbefreiung 
nur gewährt werden, wenn aufgrund der objektiven Beweislage feststeht, dass der 
Liefergegenstand tatsächlich ins übrige Gemeinschaftsgebiet gelangt ist. Der Unternehmer hat die 
Beweispflicht. 

Änderungen des § 17c UStDV 
Auch der Buchnachweis wird geändert. Zukünftig muss neben der Menge und der genauen 
Bezeichnung des Gegenstands bei Fahrzeugen eine buchmäßige Aufzeichnung der Fahrzeug-
Identifikationsnummer erfolgen. Diese Änderung soll der Bekämpfung der Steuerhinterziehung 
dienen. 


